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Das neue Mitbestimmungsgesetz 
!. Die 1~·r1tstef;11r1gsgescl1iclJte des Gesetzes 
Ar11 l .. J L1 li 197 6 trat das 11eue Mitbestimmt1ngsgesetz in Kraft, das, wie 
jec1ern1a1111 weil~, \'Om Bundestag erst nach ganz außerordentlich heftigen 
in11e11pL)litischen Kontroversen verabschiedet werden konnte. Schon 1946 
hatte Har1s Böckler, der erste Vorsitzende des DGB nach dem z,veiten 
W el tk rieg, „ die volle verantwortliche Einschaltung der Arbeit11ehn1erschaf t 
l)eirn Wiederat1fbau u11d der Neuordnu11g der deutsche11 Industrie, nament-
lich im Mont<111bereich« gefordert. Nacl1 mehrjährigem Kan1pf, der sich 
zuletzt in der Drohung 1nit eine111 großen Streik z.uspitzte, kan1 es zun1 
Mo11tanmitbestin11nungsgesetz vo11 1951, das die paritätische Besetzung der 
Aufsichtsräte in den Kohle und Stahl erzeuge11der1 Großunternehmen vor-
schrieb. Dagegen hatte sich die solchen Bestrebungen abholde Politik Ade-
nauers u11d Erhards schon im folge11de11 Jahr soweit clurchgesetzt, daß der 
V ersuch, die gleiche Regelu11g i1n Betriebsverfassu11gsgesetz von 1952 aucl1 
für die übrige Wirtscl1aft zu erreichen, oh11e Erfolg blieb. Nach diesen1 
Rückschlag traten die Gewerkschafte11 erst 11ach dem Ende der Adenauer-
Zeit mit ihren1 Verla11gen nach paritätischer Mitbestimn1u11g wieder her-
vor. Seit den1 Grundsatzprogramm des DGB von 1963 verschwand sie 
nicht mehr vo11 der politischen Tagesordnu11g. In ihrer 1968 publizierten 
Scl1rift »Mitbestimmt1ng in der Wirtschaft« (Stt1ncienbücher Bd. 85, S. 
38 f., 48 ff.) setzte sich auch die Kamn1er für Soziale Ord11ung der EKD 
für eine Unternehmensordnung ein, i11 der >>weder über das Eige11tum der 
Kapitaleigner gege11 deren Willen zu ihrem Schade11 verfügt, 11och die 
1 nteressen der Arbeitnehmer bei de11 Entscheidungen übergangen werden 
kc)nnen". Die von BL1ndeskanzler Kiesinger in der Regierungserklärung 
vom 13. Dezernber 1966 angekündigte Mitbestimmt1ngskommission (sog. 
Biede11kopf-Kommission), die sich 1968 konstituierte und im Februar 1970 
il1ren Bericht vorlegte, verschaffte der Regierung zunächst einen Zeitge-
wi1111. 111 ihrem Bericht, der die Grundlage für alle folgenden Überlegungen 
lieferte, en1pf ahl die Kommission, die Zahl der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat zwar bis dicl1t a11 die Grenze der Parität zu erweitern, es aber 
(!()Ch bei ei11em geringen Übergewicht der Anteilseignerseite zu belassen. 
Schon z,wei Jahre zuvor war die Bundestagsfraktion der SPD mit einem 
Gesetzentwurf hervorgetreten, welcher die uneingeschränkt paritätische Be-
setz.ung der At1fsichtsräte nach dem Vorbild des Montanmitbestimmungs-
gesetzes empfahl. 1971 brachte die Bundestagsf raktio11 der CDU/CSU 
einen Gesetzentwurf ein, der die Zusammensetzung des Aufsichtsrats mit 
sieben Anteilseigner- und fünf Arbeitnehmervertreter11 vorsah. Es folgten 
eine große Anzahl von Modellentwürfen der Parteien, einzelner Partei-
organisationen und -mitglieder, der Gewerkschaften, kirchlicher Orga11i-
sationen und einer Anzahl von Unternehmensverbänden, die 11ahezu alle 
denkbare11 Varianten vertraten. Die Regierung Brandt-Scheel kü11digte i11 
der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 ei11 Mitbestin1n1ungsgesetz 
a11, das »vom Grundsatz der Gleichberechtigung und Gleichgewichtigkeit 
von Arbeitnehmern und Anteilseignern in Großu11ternehme11« ausging, u11d 
legte hierzu am 22. Februar 1974 einen Regierungsentwurf vor. Während 
dessen Beratu11gen kam es zu schweren Gegensätzen zwische11 de11 Koa-
litionsparteien, die sich zeitweise bis zur Zerreißprobe für die Regierung 
steigerten. Ihren beredtsten Ausdruck fanden die politischen u11d rechtlichen 
Ko11troversen in den vom federführenden Bundestagsaussch11ß für Arbeit 
11nd Sozialordnung veranstalteten Hearings, in de11en die gegensätzliche11 
Standpunkte der Verbä11de und der Verfassungsjurister1 artikuliert wurden. 
Die Aussch11ßberatungen führte11 daraufhi11 zu tief e11 Verä11derunge11 des 
Regierungse11twurfs, welche die den Arbeitnehmern dort ei11geräu111ten 
Rechte wieder ei11schränkten. Nach aller Wirr11is kam doch noch ein Ko1n-
promiß zustande, der die Zustim1nu11g 11icht nur der Regierungsparteien, 
sondern auch der Opposition fa11d, so daß das Gesetz i111 B11ndestag schliet~­
lich mit großer Mehrheit verabschiedet wurde. 
11. überblick über die Grundzüge des Mitbestirr1mur1gsgesetzes 
Das neue Gesetz schreibt für alle Aktie11gesellschaften und Gesellschafter1 
mit beschränkter Haftung sowie für einige selte11ere Unternehmen, die i11 
der Regel mehr als 2000 Arbeitnehmer beschiiftigen, die paritätische Be-
setzung der Aufsichtsräte mit der gleichen Anzahl von Vertretern der A11-
teilseigner und der Arbeitnehmer vor. Es betrifft alle Wirtschaftszweige 
mit Ausnah1ne der Montanindustrie, für w:elcl1e die Mo11tan111itbesti111-
mungsgesetze weitergelten, u11d der soge11annten Tende11zunter11ehn1e11, d. 
h. namentlich der Presse und der Unterneh1nen mit konfessioneller und 
karitativer Zwecksetzung, die auch scho11 bisher eine Sonderstellung ein-
nahmen. Insgesamt wird es 600 bis 700 U11ternehme11 erfassen. Im Konzern 
siedelt das Gesetz die Mitbestimmung grundsätzlich an der Konzernspitze 
an und, sofern dies aus rechtliche11 Gründen nicht geht, in dem der Ko11zern-
spitze am nächsten stehenden nlitbestimmungspflichtigen Konzer11unter-
nehmen. Die Arbeitnehmer sämtlicher Konzernunternehmen nehmen an der 
Wahl zum Aufsichtsrat des herrschenden Unternehmens teil. Das Wahl-
verfahren entspricht den Grundsätzen der Verhältniswahl. Darüber hinaus 
gewährt es den drei vom Gesetz unterschiedenen Untergruppen der Arbei- 51 
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ter, Angestellten und leitenden Angestellten einen Minderheite11schutz der-
art, daß sich t1nter den Aufsicl1tsratsmitgliedern der Arbeitnehmer je min-
destens ein Vertreter (iieser Gruppen befinden 1nuß. Zwei (in großen Un-
ternehme11 drei) der Aufsichtsratsn1itglieder der Arbeit11ehmer werden von 
den i1n Unter11ehmc11 vertretenen Gewerkschaften vorgeschlagen. Alle Ar-
beitnehn1ervertrctcr werden in Unternehn1en nlit bis zu 8000 Arbeitneh-
n1er11 ir1 Urwal1l, d<1rüber l1i11aus durch Wahln1~i11ner gewählt. 
Der At1fsichtsrat scll)st entscl1eidet gru11dsätzlich 111it Sti1nn1e11mehrheit. Bei 
Stir11111e11gleichl1eit l1at i11 einer er11e11ten Abstimmung der Aufsichtsratsvor-
sitzende, cler, wen11 sicl1 nicht beide Partner mit Zweidrittelmehrheit auf 
eir1e Perso11 geei11igt habe11, ''On der A11teilseignerseite gestellt wird, ei11e 
z.weite Stin1me. 111 den Vorstand bzw. die Gescl1äftsführung ist als gleich-
lJerechtigtes Mitglied ein Arbeitsdirektor zu berufen, über dessen Fu11ktio-
11er1 das Gesetz allerdings nichts Näheres ausführt. 
111. Keine paritätisclJe }.fitbestirnmurzg 
[)er Ker11 des Mitbesti111mt1ngsgesetzes ist die Besetzung der Aufsichtsr:ite 
nlit einer gleiche11 Z<1hl von Anteilseigner- 1111d Arbeitnel1mervertretern. Es 
re<1lisiert in einen1 demgen1äß forn1al und e11g verstandenen Sinn die pari-
tätische Mitbestim111ung. Fu11ktionell betrachtet stellt das Gesetz jedoch 
kei11e Parität zwische11 Anteilseignern und Arbeitnel1mern l1er, sonder11 l1ält 
llngeachtet der gleiche11 Zahl der Aufsichtsratsmandate an einem dettt-
lichen Übergewicht der A11teilseignerseite fest. Dies ergibt sich zum erster1 
aus de111 doppelte11 Stin1mrecl1t des von den A11teilseigner11 gestellten A11f-
sichtsratsvorsitze11de11, mit desse11 Hilfe er in alle11 Fällen den Ausschlag 
gibt, i11 de11en es wegen der Stimn1engleichheit andernfalls zur Ablehnu11g 
ei11es A11trags kä111e. Die Regelt1ng gilt auch für die wichtigste Kompete11z 
des Aufsichtsr<1ts, die Wahl der Vorsta11dsn1itglieder, d. h. der eigentlichen 
U nter11ehmensf ührung, hier allerdings modifiziert, aber letzten Endes nicht 
entscheide11d geändert durcl1 die Vorschrift, i11 zwei vorgeschaltete11 Wahl-
gä11gen ei11e Mehrheitse11tscheid11ng zunächst von zwei Dritteln, und wenn 
das nicht gelingt, der ei11facl1en Mehrheit aller Aufsichtsratsmitglieder, zu 
suche11. Weiterhin bedeutet at1ch die Beteiligu11g der leitenden Angestellte11 
;1n1 Aufsichtsrat eine Auf]()Ckerung und Schwächu11g der Fro11t der Arbeit-
11ehn1ervertreter. Denn obgleich die leitenden Angestellten zu den Arbeit-
r1ehn1ern gehören und (iaher vom Gesetz nicht ohne Grund auf deren Seite 
l)eri.icksichtigt werden, bilden sie doch eine U11tergruppe, die andere Funk-
tione11 im U nter11ehn1e11 erfüllt als die übrigen Arbeitnehmer, sich auch 
sozic)logisch vo11 diese11 abhebt und sich daher mit ih11en nicht ohne weite-
res identifiziert. W e11n sie auch durchaus andere Interessen haben als die 
Anteilseigner, stehen sie diesen doch näher als die übrigen Arbeitnehmer. 
Nicht selten verwischt sich der Gegensatz, weil sie Anteile des Unterneh-
mens besitzen. Unter der Parität bleibt das Gesetz bei funktioneller Be-
trachtungsweise schließlich at1ch deshalb, weil es die Mitbestin1mu11g nur 
im Aufsichtsrat ansiedelt, den1 schwächste11 der drei Unter11ehmensorgar1e. 
Während der Aufsichtsrat nach der Ko11zeption des Aktiengesetzes die U11-
ternehmensleitung nur überwachen, dagegen regel111äßig keine selbst~indigen 
Führungsentscheidungen treffen soll, liegt die eigentliche unter11ehn1erische 
Initiative und Verantwortlichkeit beim Vorstand. Dieser bleibt aber n1it-
bestimmungsfrei, na111entlich kommt auch der im gleichen Verfahren wie 
alle anderen Vorstandsmitglieder gewählte Arbeitsdirektor als besonderer 
Repräsentant oder Vertrauensmann der Arbeitnehmer nicht in Betracht. 
Wichtige Entscheidungen über die Grundlagen des Unternehmer1s gehöre11 
weiter zur Zuständigkeit der gleichfalls nicht mitbesti1nn1te11 Haupt- bzw. 
Gesellschafterversa1nmlu11g. 
Aufzuwägen gegen diese Verlustliste der Mitbesti1n111u11g sind auf der an-
deren Seite die Befugnisse, welche das geltende Recht der Arbeitnehn1er-
schaft außerhalb der Unternehmensverfassung, vor allem im Betriebsver-
fassungs- und im Tarifvertrags- und Arbeitskampf recht, gewährt. Das Be-
triebsverfassungsgesetz räumt den Betriebsräten neben Informations-, An-
hörungs- und Mitberatungsrechte11 in einer Reihe von Angelegenheiten ein 
echtes Mitbestimmungsrecht ein und verwirklicht insoweit die Parität 
beider Seiten. Oft wurde argumentiert, die Kumulation der Mitbestimmu11g 
im Aufsichtsrat und im Betrieb verstärke die Position der Arbeitnehn1er i11 
einem Ausmaß, daß nicht nur Parität, sondern sogar ei11 Übergewicht der 
Arbeit11ehmerseite eintreten werde. Bei näherem Zusehen ist ei11 solcher 
Schluß nach der Rechtslage jedoch nicht begründet. Denn beide Mitbesti111-
mungsforme11 beziehen sich nur in At1snahmefällen auf dieselben Gege11-
stände, während in der Regel Angelegenheite11 der betriebsverfassungsrecht-
lichen Mitbestin1mung 11icht zur Z11ständigkeit des Aufsichtsrats gehören 
·und umgekehrt, so daß die einfache Addition ein schiefes Bild ergeben 
würde. A11ch mit Unzuträglichkeiten im Verhält11is zwischen Mitbestin1-
mung und Tarifvertragswesen ist nach dem endgi.iltigen Gesetzestext 11icht 
mehr oh11e weiteres zu rechnen, da das doppelte Stimmrecht des Aufsichts-
ratsvorsitzenden den Anreiz stark ver1nindert, Tariffragen in den Auf-
sichtsrat zu bringen. In beiden Fälle11 geht es daher nicht an, die den 
Arbeitnehmern zustehenden Rechte einfach zu addieren und von einer ihre 
Schwäche im Aufsichtsrat überkompensierenden Oberparität zu reden. Im 
Ergebnis vermehrt das Mitbestimmungsgesetz den Einfluß der Arbeitneh-
merseite im Unternehmen, verschafft ihr wirksameren Zugang zu den Ent-
scheidungszentren, vergrößert den Spielraum für eine ihren Interessen 
Rechnung tragende Unternehmenspolitik, installiert sie aber rechtlich nicht 
als gleichberechtigte Partner der Anteilseignerseite. 
Das tatsächliche Ausmaß des den Arbeitnehmern infolge des Gesetzes zu- 53 
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wachsende11 Einflusses wird allerdings auch vom politischen Kräftever-
hält11is zwischen den Sozialpartnern beeinflußt, denn davon hängt es 
letztlich ab, ob die Anteilseig11er es als zweckmäßig ansehen können, ihre 
Rechte im Aufsicl1tsrat \•oll auszuspielen und ihre Interessen auch gegen 
den Willen der Arbeitnehmer u11d u1n den Preis des Konflikts mit ihnen 
durchzusetze11, clder ob sie es vorziehen, Kompromisse zu schließe11, die 
il1nen weiter entgegenko1nmen als 11ach der Recl1tslage notwendig wäre. In 
dieser bisher unbekannten politischen Dimension liegt vielleicht die wich-
tigste, de11 Stil des Unterneh1nensrechts a1n 11achhaltigste11 verändernde 
Neuerung des Gesetzes. 
/\ 1 . Zur verf,1ssungsrechtliclJerz Beurteilurzg des Gesetzes 
I 11 der v<Jm Regier11ngsentwurf ausgelösten, ungewöhnlich l1ef tige11, verf as-
s1111gsrecl1tlichen Debatte wurde deutlich, dal~ der Boden einer auf die pri-
vatrechtliche Wirtschafts- und Sozialordnung bezogenen Verfassungs-, 
11amentlich Grundrechtsi11terpretation noch im111er unsicher ist. In grobe11 
Zügen lasse11 sich drei Mei11u11gen unterscheiden. Eine erste Gruppe vo11 
Autore11 versteht den Eigentu111sschutz nach Art. 14 GG als eine verfas-
sungsrechtliche Garar1tie des Vorrangs der Anteilseigner im Unternehn1en 
ur1d hält daher die Parität zwischen den Sozialpartnern für verfassungs-
widrig. Sie steht vor der Frage, ob die Endfassung des Gesetzes den von ihr 
post11lierte11 Anforderungen des Art. 14 GG genügt. Eine zweite Gruppe 
vertritt demgegenüber den Standpunkt, die in Art. 14 GG selbst genannte11 
sozialen Schranken der Eigentun1sgara11tie, gesehen in1 Zusamme11hang mit 
der allgen1eir1er1 Gewährleist11ng des Sozialstaats in Art. 20 GG, gestatte 
de111 Gesetzgeber sogar, den Arbeitnehn1er11 das Übergewicht im Unterneh-
111e11 zt1 verleihen und die Ar1teilseigr1errechte demgemäß zurückzudränge11. 
Die Gr11ppe findet im Mitbestimmungsgesetz selbstverständlich keine ver-
fassungsrechtlichen Probleme. Die dritte Partei sieht in1 Gru11dgesetz eine 
A.quivale11z von Eigentt1n1sschutz und sozialstaatlicher Vorbel1alte angelegt, 
welche eine paritätisch geordnete Unternehmensverfassung zuließe, sofern 
sie sachgem:iß und funktionstüchtig bleibt und ohr1e Widersprüche in das 
Gesan1tgefüge der Wirtschafts- und Sozialordnung eingepaßt wird. Welche 
Gruppe recht hat, ist in der Wisse11schaft noch immer nicht geklärt. Nach 
Lage der Dinge kann auch nur ein Spruch des Bundesverfassungsgerichts 
die Frage definitiv entscheiden. Nach der in seiner bisherigen Judikatur 
zt1n1 Eigentumsscl1utz verfolgten Tendenz erscheir1t es ungeachtet aller U11-
sicherheit einer solchen Prognose als wenig wahrscheinlich, daß das B11n-
desverfass11ngsgericht das Mitbesti1nmungsgesetz im Ganzen für verfas-
sungswidrig erklären wird. 
V. Ausblil-k 
l"angf ristige Prog11osen über die Auswirkungen des Mitbestimmungsgeset-
zes sind mit einem Anspruch auf wissenschaftliche Zuverlässigkeit kaun1 
zu erstellen. Ob politische Befürchtungen, die paritätische Mitbestirnn1t111g 
schaffe die Gefahr einer zentrale11 gewerkschaftlichen Wirtscl1af tssteue-
rung, unter den Bedingungen einer uneingeschränkten Parität der Sozial-
partner begründet wäre, muß hier dahi11stehen. Das Mitbestin11nungsgesetz 
rechtfertigt sie nicht. Die Funktionsmechanisme11 der Marktwirtscl1aft 
würden durch das Gesetz unmittelbar nur da11n i11 Frage gestellt, wen11 die 
Arbeitnehmerschaft nicht daran interessiert wäre, daß die U11ternehme11 
wirtschaftlich optimal geführt werde11 und sich in1 Wettbewerb behaupter1, 
und wenn sie diesen Standpunkt gegenüber den Anteilseignern durchsetzen 
könnten. Nur in diesem Fall wäre auch eine nachhaltige Einbuf~e a11 I)ro-
duktivität der Unternehn1en zu befürchte11. Beides trifft nicht zu. Volle11cls 
gestattet es das Gesetz den Gewerkschafte11 nicht, die maßgebliche11 Posi-
tionen im Unternehmen einfach an sich zu ziehen und die Unternehme11s-
politik zentral zu steuern, denn die zwei oder drei von den Gewerkschaf-
ten vorgeschlagenen, nicht aber entsandten Mitglieder des Aufsichtsrats 
sind dazu nicht in der Lage. Allerdings genügt es auch bei derartigen 
Prognosen nicht, nur die Rechtsstrukturen auszuleuchten, denn wiederum 
hängt die Zukunft ebenso stark von der politische11 Entwicklung, d. h. vom 
künftigen Kräfteverhältnis zwischen den Sozialpartner11 11nd ihren Organi-
sationen, ab. Wird sich in der Arbeitnehmerschaft eine radikale, auf die 
Zerstörung der gegenwärtigen Ordnung gerichtete Tendenz durchsetzen, 
so verstärkt der ihr durch das Mitbestim1nungsgesetz gewährte Einflul~ die 
Gefahr, daß sie mit der Verwirklichung ihrer Ziele erfolgreich sein wird. 
Auf der anderen Seite kann das Gesetz aber auch zu einer stärkeren Inte-
gration der Arbeitnehmerschaft in die Unternehmen und in das Gefüge der 
sozialen Marktwirtschaft beitragen, die radikale11 Neigungen gerade e11t-
gegenwirkt. So gesehen wird das Schicksal des Mitbestimmungsgesetzes 
langfristig davon abhängen, was die Betrof fe11en aus ihm machen. Es er-
innert stärker als die meisten anderen Gesetze an die Schicksalhaftigkeit 
des sozialen und politischen Prozesses im Inneren eines Landes, die 
Hilfe gesetzlicher Maßnahmen zu steuern trotz allem Optimismus 
Rechtspolitiker und Sozialingenieure 11ur unvollkommen gelingt. 
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